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Geſetz⸗ Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(N 24889 Allerhöchſte Kabinetsorder vom 19. April 1844., die Veröffentlichungen über die Le 


Wirkſamkeit der ſtädtiſchen Behörden und Vertreter betreffend. 


Ju angemeſſener Erweiterung der Vorſchriften der Staͤdteordnung vom 
19. November 1808. §. 183. und der Inſtruktion für die Stadtverordneten 
vom naͤmlichen Tage §§. 14. und 40., fo wie der mit der revidirten Staͤdte⸗ 
Ordnung erlaſſenen Inſtruktion fuͤr die Stadtverordneten vom 17. Maͤrz 1831. 
88. 13. und 41. wegen Veroͤffentlichungen über die Wirkſamkeit der ſtaͤdtiſchen 
Behoͤrden und Vertreter will Ich in Uebereinſtimmung mit dem, was Ich 
bereits hierüber den Ständen der Provinz Schleſien durch den Landtags⸗ 
Abſchied vom 30. Dezember v. J. zu erkennen gegeben habe, auf Ihren Be⸗ 
richt vom 11. v. M. hierdurch genehmigen, daß uͤber die Wirkſamkeit der 
ſtaͤdtiſchen Behoͤrden und Vertreter und die Erfolge ihrer Thaͤtigkeit fortlau⸗ 
fende periodiſche Berichte in denjenigen Städten durch den Druck veröffentlicht 
werden, in denen ſich Magiſtrat und Stadtverordnete durch uͤbereinſtimmenden 
Beſchluß dafuͤr erklaͤren. — In dieſe Berichte duͤrfen nur Gegenſtaͤnde der 
Gemeindeverwaltung, und wenn letztere Angelegenheiten betreffen, uͤber welche 
auch vom Magiſtrate ein Beſchluß zu faſſen ift, erſt nach Abfaſſung dieſes 
Beſchluſſes aufgenommen werden. — Die Berichte ſind von Seiten der Stadt⸗ 
verordneten durch eine von denſelben aus ihrer Mitte zu waͤhlende Deputation 
unter Theilnahme und dem Vorſitze eines Mitgliedes des Magiſtrats abzufaſſen, 
der Stadtverordneten⸗-⸗Verſammlung, wo ſie ſolches anzuordnen für noͤthig fin 
det, zur Berathung vorzulegen, und demnaͤchſt zur Pruͤfung des Magiſtrats zu 
befoͤrdern, welcher den Druck veranlaßt. — Die naͤheren Einrichtungen bleiben 
der Einigung des Magiſtrats und der Stadtverordneten unter Genehmigung 
der Regierung überlaffen; dieſe hat über die gedachten Veroͤffentlichungen eben 
ſo, wie über alle andere Gemeindeangelegenheiten die Oberaufſicht zu führen, 
und uͤber Meinungsverſchiedenheiten, welche ſich in Betreff des Inhalts oder 
der Faſſung der Berichte zwiſchen dem Magiſtrate und den Stadtverordneten 
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ergeben, zu entſcheiden. Eine gleiche Veroffentlichung periodiſcher Berichte uͤber 
die Gemeideverwaltung kann auch in Staͤdte, in denen keine der beiden Staͤdte⸗ 
Ordnungen gilt, auf den uͤbereinſtimmenden Beſchluß des Vorſtandes und der 
Vertreter der Stadtgemeinde, eingefuͤhrt werden; Ich ermaͤchtige Sie, zu die⸗ 
ſem Zwecke mit Ruͤckſicht auf die beſondere Verfaſſung dieſer Staͤdte die naͤhe⸗ 
ren Anordnungen zu treffen. — Sollten ſtaͤdtiſche Behoͤrden wider Erwarten 
die ihnen vorſtehend verliehene Befugniß mißbrauchen oder deren Grenzen uͤber⸗ 
ſchreiten, ſo iſt ſolches im Wege der Oberaufſicht zu ruͤgen; bleiben die geſetz⸗ 


lichen Mittel ohne Erfolg, ſo kann den ſtaͤdtiſchen Behoͤrden jene Befugniß 


auf den Antrag des Miniſters des Innern waͤhrend eines nach den Umſtaͤnden 
zu ermeſſenden, jedoch auf laͤngſtens drei Jahre zu beſtimmenden Zeitraums 
durch einen Beſchluß des Staatsminiſteriums entzogen werden. — Durch dieſe 
Beſtimmungen wird hinſichtlich der Cenſurpfiichtigkeit der gedachten Berichte und 
hinſichtlich der Kompetenz der Cenſurbehoͤrden zur Entſcheidung uͤber Fragen, 
welche die Anwendung der Cenſurgeſetze auf jene Berichte betreffen, in der be- 
ſtehenden Verfaſſung nichts geaͤndert. 7 

Der gegenwartige Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. N 

Berlin, den 19. April 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter Grafen v. Arnim. 


